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Entwicklungstendenzen im begünstigten Tätigkeitsbereich

Keine Umsatzsteuerbefreiung bei entgeltlicher Schülerverpflegung in Ganztagsschulen durch privaten Förderverein
Die sehr differenzierte Ausgestaltung der Ganztagsschule und der Mittagessenver-sorgung in Deutschland - über reine Cateringsysteme mit einer Verteilerküche bis hin zu Frischkü​chen, in denen die Eltern das Mittagessen selbst herstellen - führt zu ganz unterschiedli​chen Situationen. Nach der geltenden Rechtslage können für die Aus-gabe von Schules​sen im Einzelfall durchaus Steuerbefreiungen in Betracht kommen. Für den Fall eines privaten Fördervereins, der - um eine Ganztagsschule zu ermög-lichen - Schüler und Leh​rer gegen Entgelt mit Speisen und Getränken versorgt, hat der Bundesfinanzhof (BFH) eine Steuerbefreiung der Umsätze mit jetzt veröffentlich-tem Urteil vom 12. Februar 2009 (V R 47/07 - DB 2009 S. 1445) allerdings verneint. 

Sachverhalt 

Der Kläger ist ein eingetragener Förderverein von Eltern, der in den Streitjahren 1995 bis 1999 in einem Gymnasium eine Cafeteria eingerichtet und die Schüler und Lehrer mit Speisen und Getränken versorgt hat. Die Cafeteria war notwendig geworden, um die Schule als Ganztagsschule führen zu können. Das beklagte Finanzamt erließ für die Streitjahre Umsatzsteuerbescheide, weil es die Abgabe von Speisen und Geträn-ken als steuerpflichtig ansah. 

Keine Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 23 UStG 

Nach dem Urteil des BFH kann sich der Kläger für die Steuerfreiheit seiner Lieferun-gen von Speisen und Getränken an die Schüler und Lehrer nicht auf eine Steuerbe-freiung gemäß § 4 Nr. 23 UStG berufen. Nach § 4 Nr. 23 UStG ist die Ge​währung von Beherbergung, Beköstigung und der üblichen Naturalleistungen durch Ein​rich-tungen steuerfrei, wenn sie überwiegend Jugendliche für Er-ziehungs-, Ausbildungs​und Fortbildungszwecke bei sich aufnehmen, soweit die Leistungen an die Jugend-lichen oder an die bei ihrer Erziehung, Ausbildung, Fortbildung oder Pflege tätigen Personen ausgeführt werden. 

Die Befreiungsvorschrift solle Einrichtungen im Bereich der Jugenderziehung und ​ausbildung zugute kommen. Sie sei, so führt der BFH aus, dadurch gekennzeichnet, dass Jugendliche zu Erziehungs-, Ausbildungs- oder Fortbildungszwecken „bei sich aufge​nommen werden“ und aufgrund der Aufnahme Leistungen der Beherbergung, Bekösti​gung und Naturalleistungen anfallen. Die Gewährung von Beköstigung sei nur dann ge​mäß § 4 Nr. 23 UStG steuerfrei, wenn dem Unternehmen selbst die Erzie-hung, Ausbil​dung und Fortbildung der aufgenommenen Jugendlichen obliege. Auch wenn das Unter​nehmen (hier: der Förderverein) die Erziehungs-, Ausbildungs- oder Fortbildungszwecke nicht allein verfolgen müsse, reiche es doch nicht aus, dass sie in Gänze von einem Drit​ten (hier: der Schule) verfolgt werden. Da der Kläger weder die Kinder bei sich aufge​nommen habe noch er durch die Verabreichung von Speisen und Getränken selbst eine Erziehungs- oder Ausbildungsleistung erbringe, wider-sprachen die Richter der Vorinstanz, die eine Steuerbefreiung angenommen hatte. Entsprechend ist aber die Beköstigung von Schülern, die die Schulen selbst vorneh-men, von der Umsatzsteuer befreit. 

Beköstigungsleistungen können nicht der Schule zugerechnet werden 

Auch der klägerische Hinweis auf eine Bescheinigung der Stadt, wonach die Arbeit des Fördervereins im Interesse der Stadt durchgeführt werde und sämtliche durch den Betrieb der Cafeteria entstandenen Gewinne in Form von Einrichtungsgegen-ständen für die Cafe​teria und Ausstattungen in die Schule zurückgeflossen seien, ändere daran nichts. Inso​fern könne sich der Kläger nicht darauf berufen, die Schule hätte sich seines Unterneh​mens nur als Erfüllungsgehilfen bedient. Demnach seien die Beköstigungsleistungen nicht ihm, sondern der Schule zuzurechnen. Für die Zurechnung der Umsätze komme es allein auf das Außenverhältnis an. Dem Kläger wäre die Leistung nur dann nicht als eigene zu​zurechnen, wenn nicht er gegenüber den Schülern und Lehrern die Essensleistungen erbracht hätte, sondern der Verkauf im Namen des Schulträgers ausgeführt worden wäre. 

Auch keine Befreiung nach der einschlägigen Mehrwertsteuer-Richtlinie 

Nach Auffassung des BFH konnte die Steuerbefreiung auch nicht aus europarechtli-chen Normen entnommen werden. Nach Artikel 13 Teil A Abs. 1 lit. i der Sechsten Richtlinie zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern 77/388/EWG (entspricht Artikel 132 Abs. 1 lit. i der Richtlinie 2006/ 112/EG) befreien die Mit​gliedstaaten die Erziehung von Kindern und Jugendlichen, den Schul- oder Hochschulun​terricht, die Ausbildung, die Fortbildung oder die beruf-liche Umschulung sowie die damit eng verbundenen Dienstleistungen und Lieferun-gen durch Einrichtungen des öffentlichen Rechts, die mit solchen Aufgaben betraut sind, oder andere Einrichtungen mit von dem betreffenden Mitgliedstaat anerkannter vergleichbarer Zielsetzung. 

Tätigkeit im Interesse der Schule nicht ausreichend 

Die Voraussetzungen der Steuerbefreiung des Artikel 13 Teil A Abs. 1 lit. i der Richt-linie 77/388/EWG seien nicht erfüllt. Der Kläger ist ein eingetragener Verein und kei-ne Körper​schaft des öffentlichen Rechts. Er sei auch - entgegen der Auffassung der Vorinstanz ​nicht als Einrichtung mit von dem betreffenden Mitgliedstaat „vergleich-barer Zielsetzung“ anerkannt. Die vom Kläger vorgelegte Bescheinigung der Stadt, wonach er im Interesse des Schulträgers tätig geworden ist, genüge hierfür nicht. 

Verpflegungsleistungen von Studentenwerken versus Schulverpflegung 

Das von der Vorinstanz zur Stützung seiner gegenteiligen Auffassung in Bezug ge-nom​mene Urteil des BFH vom 28. September 2006 (V R 57/05 - BStBl. II 2007 S. 846), wonach Verpflegungsleistungen von Studentenwerken an Studenten zu den mit der Hochschulbildung eng verbundenen Dienstleistungen einer Einrichtung des öf-fentlichen Rechts gehören, sei nicht einschlägig. Maßgebend für die damalige Ent-scheidung war, dass dem Studentenwerk als Anstalt des öffentlichen Rechts im Zu-sammenwirken mit den Hochschulen die soziale Betreuung und Förderung der Stu-denten obliegt. Damit sei der vorliegende Fall nicht vergleichbar, weil der Kläger – an-ders als das Studentenwerk - kei​ne Einrichtung des öffentlichen Rechts ist, die mit solchen Aufgaben betraut ist, und es an einem durch öffentlich-rechtliche Vorschriften geregelten Zusammenwirken mit der Schule fehlt. Das Urteil kann daher nicht einfach übertragen werden. 

Welcher Mehrwertsteuersatz fällt an? 

Das Gemeinschaftsrecht lässt weder eine generelle Steuerbefreiung für Schulessen noch die generelle Anwendung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes zu. Greifen kei-ne Steuer​befreiungen, kann für das Schulessen eine Mehrwertsteuerpflicht in Höhe von 7 bzw. 19 % bestehen. Das Gemeinschaftsrecht sieht den ermäßigten Steuersatz nur für die Lie​ferung von Speisen vor. Bei der Ausgabe verzehrfertig zubereiteter Speisen ist daher zu differenzieren. 

Das BMF-Schreiben vom 16. Oktober 2008 klärt im Einvernehmen mit den obersten Fi​nanzbehörden der Länder offene Fragen bei der Abgrenzung von Lieferungen und sonsti​gen Leistungen bei der Abgabe von Speisen und Getränken, um eine einheit-liche Rechts​anwendung und letztendlich eine gleichmäßige Besteuerung zu errei-chen. Die Speisenabgabe ist danach von der Steuerbegünstigung ausgeschlossen, wenn neben der Abgabe von Lebensmitteln auch andere Dienstleistungselemente wie die Bereitstellung von Ti​schen und Stühlen oder die Reinigung des Mobiliars und des benutzten Geschirrs bzw. Bestecks erbracht werden. 

Zur Mittagsversorgung in Schulen führt das BMF-Schreiben die folgenden beiden Beispie​le an: 

Beispiel 1 :

Der Catering-Unternehmer A verabreicht in einer Schule auf Grund eines mit dem Schul​träger geschlossenen Vertrags verzehrfertig angeliefertes Mittagessen. A über-nimmt mit eigenem Personal die Ausgabe des Essens, die Reinigung der Räume so-wie der Tische, des Geschirrs und des Bestecks. 

Es liegen nicht begünstigte sonstige Leistungen im Sinne des § 3 Abs. 9 UStG vor (19 %), da neben den Speisenlieferungen noch Dienstleistungselemente (Portionie-rung und Aus​gabe der Speisen vor Ort, Reinigung der Räume sowie der Tische, des Geschirrs und des Bestecks) hinzukommen und nicht nur Dienstleistungen erbracht werden, die notwendig mit der Vermarktung der Speisen verbunden sind (vgl. BFH vom 10. August 2006, V R 38/05, BStBl. II 2007  S. 482). 
Beispiel 2:

Ein Schulverein bietet in der Schule für die Schüler ein Mittagessen an. Das verzehr-fertige Essen wird von dem Catering-Unternehmer A in Großbinden oder einzelpor-tioniert in Warmhaltevorrichtungen angeliefert und anschließend durch die Mitglieder des Schulver​eins im Rahmen der Selbstbedienung an die Schüler ausgegeben. Das Essen wird von den Schülern in einem Mehrzweckraum, der über Tische und Stühle verfügt, eingenom​men. Der Schulverein übernimmt auch die Reinigung der Räume sowie der Tische, des Geschirrs und des Bestecks. 

Der Catering-Unternehmer A erbringt begünstigte Lieferungen im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 1 UStG (7 %), da neben den Speisenlieferungen nur Dienstleistungen er-bracht wer​den, die notwendig mit der Vermarktung der Speisen verbunden sind. Das Transportieren in den Warmhaltevorrichtungen ist unschädlich. 

Der Schulverein erbringt sonstige Leistungen im Sinne des § 3 Abs. 9 UStG (19 %), da neben den Speisenlieferungen noch Dienstleistungselemente hinzukommen und nicht nur Dienstleistungen erbracht werden, die notwendig mit der Vermarktung der Speisen ver​bunden sind. Bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen können die Umsätze jedoch dem ermäßigten Steuersatz (7 %) nach § 12 Abs. 2 Nr. 8 UStG (Steuervergünstigung für Zweckbetriebe) unterliegen. 
Fundstelle:
Eildienst des NSGB Nr. 261/09 vom 23.07.2009 (Az. 22 1000 - er -)
 Konstruktive Link-Verknüpfungen (Volltext):

►   BFH-Urteil vom 12. Februar 2009 (V R 47/07):
http://www.kommunsense.de/index.php3?site=aktuelldownload&id=2791
„Umsätze aus der Verpflegung von Lehrern und Schülern einer Ganztagesschule durch einen privaten Förderverein nicht steuerfrei"
►   BFH-Urteil vom 28. September 2006 (V R 57/05):
http://www.kommunsense.de/index.php3?site=promemoria_dl&id=419
„Steuerbefreiung für Umsätze aus der Abgabe von Mahlzeiten an Studenten 
durch ein Studentenwerk“
►   BMF-Schreiben vom 16. Oktober 2008 (IV B 8 - S 7100/07/10050):
http://www.kommunsense.de/index.php3?site=promemoria_dl&id=762
"Abgrenzung von Lieferungen und sonstigen Leistungen bei der Abgabe von 
Speisen und Getränken"
►   Ergänzende Hinweise:
· Fritsch:  „Steuerbefreiung für Schulverpflegung“  (UStB 08/2009 S. 215 f.)
· Dorau:  „Umsatzsteuer bei entgeltlicher Schülerspeisung“ (DStR 31/2009 S. 1570 ff.)

· Baldauf:  „Steuerliche Behandlung der Schulspeisung bei öffentlich-rechtlichen Bildungsträgern“ (ZKF 11/2008 S. 248 ff.)[image: image1][image: image2][image: image3]
